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Neuer Koalitionsvertrag: Prüfstand für
Berlins und Brandenburgs Zukunft!

Regierungschefs von Berlin und Brandenburg begrüßen
den neuen Koalitionsvertrag von Union und SPD. Wichtige

Themen: Migration, Wirtschaft, soziale Sicherheit.

Berlin, Deutschland - Am 9. April 2025 steht die politische
Landschaft Deutschlands im Zeichen des neuen
Koalitionsvertrags zwischen der Union und der SPD. Die
Regierungschefs in Berlin und Brandenburg zeigen sich erfreut
über die Vereinbarungen, die nach der Bundestagswahl
vorgestellt wurden.

Der Berliner Regierende Bürgermeister Kai Wegner (CDU) hebt
die „richtigen Schwerpunkte“ des Vertrags hervor, darunter
wirtschaftliche Vernunft und sicherheitspolitische Konsequenz.
Er betont, dass eine starke Wirtschaft die Grundlage für sozialen
Zusammenhalt und Stabilität sei. Dies wird auch von den
Brandenburgern unterstützt: Dietmar Woidke (SPD),
Ministerpräsident von Brandenburg, fordert eine zügige
Umsetzung der Pläne und die zügige Bildung der neuen
Bundesregierung.

Schwerpunkte der Koalitionsverhandlungen

Die Koalition plant, insbesondere im Bereich Migration, klare
Schritte zu unternehmen. Positives Feedback kommt von beiden
Seiten der politischen Landschaft, wobei einige wichtige Themen
im Koalitionsvertrag angesprochen werden. Woidke betont die
Berücksichtigung zentraler Forderungen wie die Senkung des
Strompreises und den Ausbau erneuerbarer Energien. Zudem



nimmt die Berliner AfD-Chefin Kristin Brinker eine positive
Haltung zum schärferen Kurs in der Migrationspolitik ein, äußert
jedoch auch Bedenken zur Umsetzung. Sie hätte sich darüber
hinaus mehr Steuersenkungen gewünscht.

Die Berliner FDP äußert scharfe Kritik und sieht in den
Vereinbarungen keine „echten Reformen“. Sie wirft der Union
vor, von Machtgier getrieben zu sein. Brandenburgs CDU-
Landeschef Jan Redmann erkennt im Koalitionsvertrag die
Chance für einen grundlegenden Politikwechsel, insbesondere in
der Migrationspolitik.

Kernpunkte der Migrationspolitik

Ein zentraler Bestandteil des neuen Koalitionsvertrags ist die
Migrationspolitik. Redmann spricht dabei von der Notwendigkeit,
die Grenzen zu kontrollieren, Asylbewerber abzuweisen und
Straftäter nach Afghanistan und Syrien abzuschieben. Die
„Turbo-Einbürgerung“, die eine schnelle Einbürgerung nach nur
drei Jahren ermöglichte, wird nun abgeschafft. Der Vertrag
selbst umfasst insgesamt 144 Seiten und legt fest, wie Migration
und Bürgergeld künftig geregelt werden sollen.

Die CDU/CSU und SPD haben 17 Arbeitsgruppen eingerichtet,
um schnell zu Ergebnissen zu kommen. Die Arbeitsweise soll
dabei hart und fair in der Sache, sowie vertrauensvoll im
Umgang sein. Ziel ist die Bildung einer stabilen und
handlungsfähigen Bundesregierung unter der Leitung von
Friedrich Merz als neuem Bundeskanzler.

Der Weg nach vorn

Die politische Analyse zeigt, dass die kommenden Jahre
migrationspolitisch von Kompromissen geprägt sein werden. Es
ist entscheidend, dass die neue Regierungskoalition die Realität
der migrationspolitischen Herausforderungen frühzeitig
anerkennt, um Veränderungen aktiv umzusetzen. Die Analyse
des Deutschen Instituts für Internationale Politik und Sicherheit



zeigt auf, dass es zahlreiche Möglichkeiten für Kompromisse
gibt, wobei die Zusammenarbeit mit internationalen Partnern
eine zentrale Rolle spielen wird.

Insgesamt zeigt sich, dass die neue Koalition plant, die
Herausforderungen in der Migration und darüber hinaus mit
einer umfassenden Reformagenda anzugehen. Während die
politischen Debatten weitergehen, bleibt die Hoffnung auf eine
handlungsfähige Regierung bestehen, die im Sinne der Bürger
agiert und die soziale Sicherheit sowie die Wettbewerbsfähigkeit
der deutschen Volkswirtschaft stärkt.
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